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Judikatur

EuGH schärft UVP-Recht nach1)

Der EuGH hat am 16. 2. 2012 (Rs C-182/10) ausgesprochen,
dass Projekte iSd UVP-RL, die im Einzelnen durch besonderen
Gesetzgebungsakt genehmigt worden sind, nur dann nicht (in
einem weiteren Verfahren) UVP-pflichtig sind, wenn die Ziele
der RL durch das Gesetzgebungsverfahren erreicht worden sind.
In diesem Zusammenhang hat der GH auch den Anwendungs-
vorrang des Unionsrechts nochmals unterstrichen, indem er be-
tont hat, dass dann, wenn es kein „UVP-Gericht“ für die Über-
prüfung von UVP-pflichtigen Vorhaben gibt, jedes nationale
Gericht, das im Rahmen seiner Zuständigkeit in diesem Zusam-
menhang befasst wird, eine solche Prüfung durchzuführen und
dabei gegebenenfalls einen entgegenstehenden nationalen Ge-
setzgebungsakt unangewendet zu lassen hat. Gleichsam zum
„Drüberstreuen” hat der EuGH festgehalten, dass die Verwirkli-
chung einer Infrastruktur zur Unterbringung eines Verwaltungs-
zentrums eines MS alleine grundsätzlich keinen zwingenden
Grund überwiegender öffentlicher Interessen iSd FFH-RL dar-
stellt.

Klarstellung für Bürgerinitiativen2)

Mit E v 22. 11. 2011 (2008/04/0212) hat der VwGH präzisiert,
welche Umweltschutzvorschriften eine BI in UVP-Verfahren gel-
tend machen kann. Der VwGH listet hierzu die Interessenabwä-
gungen nach ForstG, die Ersatzleistung nach § 18 Abs 1 Z 1 lit b
ForstG, die Widmungsbestimmungen des MinroG, bestimmte
Inhalte des mineralrohstoffrechtlichen Gewinnungsbetriebspla-
nes (Konzept über den Abtransport) auf. Keine von einer BI gel-
tend zu machenden Rechte stellen ganze Rechtsbereiche, die öf-
fentlichen Interessen des Forstwesens, die unrichtige Anwendung
von raumordnungsrechtlichen Bestimmungen sowie andere im
öffentlichen Interesse normierte Bestimmungen des MinroG
dar, die selbst von „Materiengesetz-Nachbarn“ nicht geltend ge-
macht werden können.

Öffentliches Interesse muss konkret sein
In einem wasserrechtlichen Bewilligungsverfahren wollte sich der
Bewilligungswerber über ein negatives gewässerökologisches Gut-
achten ua durch die Berufung auf ein Überwiegen von an dem
Projekt bestehenden öffentlichen Interessen, insb solchen des Be-
hindertensports, zur Wehr setzen. Wenngleich es der VwGH in
seiner E v 26. 1. 2012 (2010/07/0181) offengelassen hat, ob die be-
haupteten Interessen im Rahmen einer Interessenprüfung nach
§ 105 WRG überhaupt eine Rolle spielen können, hat er zum
Ausdruck gebracht, dass nicht näher konkretisierte Interessen
keinesfalls geeignet sind, Beeinträchtigungen von ökologischen
Interessen zu überwiegen.

Legistik

ÖSG 2012 genehmigt3)

Das bereits am 29. 7. 2011 kundgemachte ÖSG 2012 ist zwi-
schenzeitlich von der EK beihilfenrechtlich genehmigt worden.
Es tritt daher überwiegend mit 1. 7. 2012 in Kraft (vgl § 57
Abs 1 ÖSG 2012).

Kommissionsvorschlag zur Änderung prioritärer Stoffe4)

Ende Jänner 2012 hat die EK einen Vorschlag zur Überprüfung
der Liste prioritärer Stoffe im Bereich der Wasserpolitik erstattet
(KOM[2011] 876 endg). Damit ist die EK ihrer der Wasserrah-
men-RL entspringenden Verpflichtung nachgekommen; die Um-
setzung soll durch einen RL-Vorschlag erfolgen.

Konsolidierte UVP-RL veröffentlicht
Im Amtsblatt der EU ist eine konsolidierte Fassung der UVP-RL
veröffentlicht worden. Die konsolidierte Neuerfassung der RL
2011/92/EU (ABl L 2012/26) ersetzt alle bisherigen Teil-RL und
kann (auch über www.umweltrechtsblog.at verlinkt) online abge-
rufen werden.

Weiteres

Kriterienkatalog veröffentlicht
Am 30. 1. 2012 hat der BMLFUW den als „Wasserkatalog“ be-
zeichneten Kriterienkatalog per Erlass veröffentlicht. Nach eige-
nen Angaben soll der Kriterienkatalog Informationen sowie Lö-
sungsvorschläge für die Verfahrensabwicklung zu in der Praxis
aufgetretenen Fragen iZm der Anwendung der Ausnahmen
vom Verschlechterungsverbot nach § 104a WRG beinhalten. Be-
reits jetzt bestehen aber ua Bedenken, ob das Verständnis des
BMLFUW über die dem § 104a Abs 2 Z 2 WRG innewohnende
Interessenabwägung nicht möglicherweise auf eine grundrechts-
widrige Bedarfsprüfung hinauslaufen könnte,5) sodass wohl ent-
weder eine Klarstellung aus dem BMLFUW oder aber die ersten
Lösungsvorschläge der VollzugsBeh abzuwarten sein werden, um
in diesem Punkt zu wirklichen „Lösungsvorschlägen“ für die Pra-
xis zu gelangen.

Chemische Stoffe online
Von der europäischen Chemikalienagentur ist kürzlich eine Da-
tenbank sämtlicher in der EU verwendeten chemischen Stoffe on-
line zugänglich gemacht worden. Darin sind Informationen zur
potenziellen Gefährlichkeit der Chemikalien basierend auf insge-
samt über drei Millionen Meldungen von Herstellern und Im-
porteuren im Rahmen des REACH-Systems zu finden.

Umweltrechtsblog.at

Univ.-Prof. Dr. Nicolas Raschauer und RA
Dr. Peter Sander betreiben gemeinsam mit dem
ÖWAV das Projekt www.umweltrechtsblog.at,
einen Weblog, der Entwicklungen und Erkennt-
nisse tagesaktuell einer breiten Öffentlichkeit zu-

kommen lässt. Autoren aus dem universitären Bereich wie auch
aus der Praxis schreiben juristische und rechtspolitische Kurzbei-
träge zum Umweltrecht.
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